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98. Bekanntmachung 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 177 der Stadt Schwerte ”Holzstraße” 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Absatz 1 BauGB vom 12.07.2013 

In seiner Sitzung am 27.06.2013 hat der Ausschuss für Demographie, Stadtentwicklung und Umwelt des 
Rates der Stadt Schwerte beschlossen:  

„Für den räumlichen Geltungsbereich im nordwestlichen Bereich des Ortsteils Wandhofen ist gemäß § 2 
Absatz 1 BauGB der Bebauungsplan Nr. 177 „Holzstraße“ aufzustellen.“ 

Der aufzustellende Bebauungsplan liegt im nordwestlichen Bereich des Ortsteils Wandhofen, siehe Über-
sichtsplan auf Seite  . 

Planungsziel: 
Die Entwicklung dieser neuen Wohnbaufläche soll den Ortsteil Wandhofen an seinem nordwestlichen Ende 
abrunden und eine klare Abgrenzung zum Außenbereich bilden. Die Bebauung soll unter besonderer Be-
rücksichtigung der Aspekte des Klimaschutzes entwickelt werden.  

Zusätzlich stehen  Informationen auf der Internetseite www.schwerte.de unter der Rubrik Rathaus / Verwal-
tung / Organisationsstruktur / Fachdienst 2 / Demographie und Stadtplanung. 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

61-26-03/177 
Schwerte, 12.07.2013 

Der Bürgermeister 

gez. 
Böckelühr 

- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Der Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 177 „Holzstraße“  der Stadt Schwerte vom 12.07.2013 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW beim Zustandekommen dieses Aufstellungsbeschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) dieser Aufstellungsbeschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Aufstellungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

http://www.schwerte.de/
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Der o.g. Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 177 „Holzstraße“  der Stadt Schwerte vom 
12.07.2013 stimmt mit dem am 27.06.2013 gefassten Beschluss des Ausschusses für Demographie, Stadt-
entwicklung und Umwelt des Rates der Stadt Schwerte überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, 12.07.2013 

gez. 
Böckelühr 
Bürgermeister 
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99. Bekanntmachung 

Satzung 
über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Schwerte 

(Vergnügungssteuersatzung) vom 11.07.2013 
Aufgrund der §§  7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), in 
der zurzeit gültigen Fassung, und der §§ 1 bis 3 und § 20 Absatz 2 Buchstabe b des Kommunalabgabenge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW  
S. 712/SGV NRW 610), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner  
Sitzung am 10.07.2013 folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1  
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Schwerte veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen 
(Veranstaltungen): 
 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 

2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art; 

3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabinen –; 

4. Sex- und Erotikmessen; 

5. Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 

6. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in  

a) Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen; 

b) Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an 
anderen für jeden zugänglichen Orten. 

Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die überwiegend zum individuellen 
Spielen oder zum gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet werden. 

§ 2  
Steuerfreie Veranstaltungen 

Steuerfrei sind 

1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen; 

2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von Religions-
gemeinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe; 
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3. Veranstaltungen, deren Überschuss ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder gemeinnützi-
gen Zwecken im Sinne der §§ 52, 53 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung verwen-
det wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 9 angegeben worden ist und der verwendete 
Betrag mindestens die Höhe der Steuer erreicht;  

4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 6 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmes-
sen und ähnlichen Veranstaltungen. 

§ 3  
Steuerschuldner 

Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 6 ist der 
Halter der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 

II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 

§ 4  
Besteuerung nach Eintrittsgeldern 

(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, Eintrittskarten 
oder sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten gelten, auszugeben. Diese müs-
sen die Höhe des Eintrittsgeldes beziffern. Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 9) hat der Veranstal-
ter die Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise, die zu der Veranstaltung ausgegeben werden sollen, der 
Stadt Schwerte vorzulegen. 

(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der 
Zugaben nach Absatz 5 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der Kasse in geeigneter Weise 
an für die Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 

(3) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für jede Veranstal-
tung einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate lang aufzubewahren und der Stadt Schwerte auf 
Verlangen vorzulegen. 

(4) Die Abrechnung der Eintrittskarten ist der Stadt Schwerte binnen 7 Werktagen nach der Veranstaltung, 
bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Ka-
lendermonats vorzulegen. 

(5) Die Steuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der ausgegebenen Eintrittskar-
ten berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte 
angegebene Preis. Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach der Veranstaltung für 
die Teilnahme erhoben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Beträge für Speisen und Getränke 
oder sonstige Zugaben bleiben bei der Steuerberechnung außer Ansatz.  

Sofern der Wert der den Teilnehmern gewährten Zugaben nicht exakt ermittelt werden kann, legt die 
Stadt den Abzugsbetrag nach Satz 4 unter Würdigung aller Umstände pauschal fest. 

(6) Der Steuersatz beträgt 22,0 v. H. des Eintrittspreises oder Entgelts. Die Stadt Schwerte kann den Veran-
stalter vom Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskarten und ihrer Preise befreien und den 
Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfall besonders schwierig ist. 
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§ 5  
Besteuerung nach dem Spielumsatz 

(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen erfolgt die Besteuerung nach dem Spielumsatz. 
Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich Ausschüttungsbetrag. 

(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Schwerte spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären und 
durch geeignete Unterlagen nachzuweisen. Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die 
Erklärungen und Nachweise monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Monats abzugeben. 

(3) Bei der Besteuerung nach dem Spielumsatz beträgt der Steuersatz 6 v. H. Die Stadt Schwerte kann den 
Veranstalter von dem Einzelnachweis der Höhe des Spielumsatzes befreien und den Steuerbetrag mit 
ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfalle besonders schwierig ist.  

§ 6  
Nach der Größe des benutzten Raumes 

(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes zu 
erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe des Raumes berechnet sich nach dem Flächen-
inhalt der für die Veranstaltung und die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des Schankrau-
mes, aber ausschließlich der Küche, Toiletten und ähnlichen Nebenräumen. Entsprechendes gilt für Ver-
anstaltungen im Freien.  

(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche in 
geschlossenen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die Steuer 0,60 Euro je Veran-
staltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst 
am Folgetag, wird ein Veranstaltungstag für die Berechnung zu Grunde gelegt. Die Stadt Schwerte kann 
den Steuerbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der Veranstaltungsfläche be-
sonders schwierig ist.  

§ 7 
Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Appara-
ten bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne 
Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis ist der Betrag der elektronisch gezählten Brut-
to-Kasse. Dieser errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse zzgl. Röhren- bzw. Geldschein-
Dispenser-Entnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich Röhren bzw. Geldschein-Dispenser-Auffüllung, 
Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. Negative Einspielergebnisse werden mit einem Wert von 0,00 € 
angesetzt. 

(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. 
Apparate mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr Spiel-
vorgänge ausgelöst werden können. 

(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ein gleichartiger Apparat, so wird die 
Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 

(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede Änderung 
hinsichtlich Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werktag des folgenden Kalen-
dermonats schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines Apparates gilt 
als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des 
Absatz 3 braucht nicht angezeigt zu werden. 
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(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung  

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a) bei 
 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 16 v. H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 37 Euro 
 

2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 b) bei 
 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  14 v. H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit  25 Euro 
 

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen  
Orten (§ 1 Nr. 6 a und b) bei Apparaten, mit denen 
Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere 
dargestellt werden oder die die Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges oder pornographische  
und die Würde des Menschen verletzende Praktiken 
zum Gegenstand haben 500 Euro. 

§ 7a  
Besteuerung bei fehlenden Nachweismöglichkeiten 

(1) Soweit für Besteuerungszeiträume die Einspielergebnisse nicht durch Ausdrücke manipulationssicherer 
elektronischer Zählwerke nachgewiesen und belegt werden können, kann bei Apparaten mit Gewinn-
möglichkeit eine Besteuerung nach der Zahl der Apparate erfolgen. 

(2) Im Falle des Absatz 1 beträgt die Steuer je Kalendermonat und Apparat 
 
für Apparate mit Gewinnmöglichkeit 

a) in Spielhallen   230 Euro 

b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten   60 Euro 

(3) Für Apparate, mit denen Gewalttätigkeiten gegen Menschen  
und/oder Tiere dargestellt werden oder die die Verherrlichung  
oder Verharmlosung des Krieges oder pornographische und  
die Würde des Menschen verletzende Praktiken zum 
Gegenstand haben  500 Euro. 

§ 8  
Nach der Roheinnahme 

(1) Die Steuer ist, soweit sie nicht nach den Vorschriften der §§ 4 bis 7 a festzusetzen ist, nach der Rohein-
nahme zu berechnen. Als Roheinnahme gelten sämtliche vom Veranstalter gemäß § 4 Absatz 5 von den 
Teilnehmern erhobenen Entgelte. 

(2) Die Roheinnahmen sind der Stadt Schwerte spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. 
Bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag 
des nachfolgenden Monats abzugeben.  
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(3) Der Steuersatz beträgt 22 v. H. Die Stadt Schwerte kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der 
Höhe der Roheinnahmen befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im 
Einzelfalle besonders schwierig ist.  

III. Gemeinsame Bestimmungen 

§ 9  
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 5 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der Stadt 
Schwerte schriftlich anzumelden. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist 
die Anmeldung an dem auf die Veranstaltung folgenden Werktage nachzuholen. Veränderungen, die sich 
auf die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend anzuzeigen.  

(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 – 3 
eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige Anmeldung ausreichend. Im Einzel-
fall können abweichende Regelungen getroffen werden. 

(3) Die Stadt Schwerte ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld zu 
verlangen.  

§ 10  
Entstehung des Steueranspruches 

Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit Abschluss der Veranstaltung, im Falle der Besteuerung nach § 
7 mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 6 genannten Orten. 

§ 11  
Festsetzung und Fälligkeit 

(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb von einem Monat nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides zu entrichten.  

(2) Die Stadt Schwerte ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die Steuer für 
einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige 
Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten. Die Steuer 
kann auf Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden Kalendermonats entrichtet wer-
den.  

(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 7 ist der Steuerschuldner verpflichtet, bis zum 15. 
Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres der Stadt eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebe-
nem Vordruck einzureichen. Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den Steuererklärun-
gen Zählwerk-Ausdrucke für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindes-
tens Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes und die für 
eine Besteuerung nach § 7 notwendigen Angaben enthalten müssen. 

§ 12  
Verspätungszuschlag und Steuerschätzung 

(1) Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Abgabe einer 
Steuererklärung erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung in der jeweils  
geltenden Fassung. 
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(2) Soweit die Stadt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, kann sie sie schätzen. 
Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung.  

§ 13  
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

Die Gemeinde ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steuererklärungen und zur Feststellung von 
Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage 
aktueller Zählwerkausdrucke zu verlangen. 

§ 14  
Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Absatz 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 – in der aktuell geltenden Fassung – handelt, wer als Veranstal-
ter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwider handelt: 
 
1. § 4 Absatz 1: Ausgabe von Eintrittskarten 

 
2. § 4 Absatz 2: Hinweis auf die Eintrittspreise 

 
3. § 4 Absatz 1: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung 

 
4. § 4 Absatz 3: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Eintrittskarten 

 
5. § 4 Absatz 4: Abrechnung der Eintrittskarten 

 
6. § 5 Absatz 2: Erklärung und Nachweis des Spielumsatzes 

 
7. § 7 Absatz 4 Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung  

 (Erhöhung) des Apparatebestandes 
 

8. § 8 Absatz 2: Erklärung der Roheinnahmen 
 

9. § 9 Absatz 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von steuererhöhenden  
 Änderungen 
 

10. § 11 Absatz 3: Einreichung der Steuererklärung 
 

11. § 11 Absatz 3: Einreichung der Zählwerkausdrucke. 

§ 15  
Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften 

(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Schwerte (Vergnü-
gungssteuersatzung) vom 03.06.2011 außer Kraft. 
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BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Schwerte (Vergnügungs-
steuersatzung) vom 11.07.2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeord-
nung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Die vorstehende Vergnügungssteuersatzung stimmt mit dem am 10.07.2013 gefassten Beschluss des Rates 
überein. 

Ich bestätige, dass gemäß § 7 Absatz 4 und Absatz 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen i.V.m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Schwerte, den 11.07.2013 

gez. 
Heinrich Böckelühr 
Bürgermeister 
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100. Bekanntmachung 

Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Schwerte 
für die Haushaltsjahre 2014 und 2015 

Auf Grund des § 80 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 09. April 2013 (GV. NRW. S. 194), wird folgendes bekannt gegeben: 

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Schwerte für die Haushaltsjahre 2014 und 2015 mit 
ihren Anlagen kann ab 19.07.2013 während der Dienststunden: 

montags bis freitags  von   8.00 bis 12.00 Uhr 

dienstags    von 14.00 bis 16.00 Uhr 

donnerstags   von 14.00 bis 17.00 Uhr 

im Rathaus II, Konrad-Zuse-Str.10, 58239 Schwerte, Zimmer 218, eingesehen werden. 

Die Beschlussfassung im Rat der Stadt Schwerte erfolgt voraussichtlich am 25.09.2013. 

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Schwerte für die Haushaltsjahre 2014 und 2015 mit ihren 
Anlagen können Einwohner oder Abgabepflichtige Einwendungen in der Zeit vom 19.07.2013 bis ein-
schließlich 05.08.2013 bei der vorgenannten Stelle schriftlich oder mündlich zu Protokoll erheben.  

Über fristgerecht erhobene Einwendungen beschließt der Rat in öffentlicher Sitzung. 

Schwerte, den 15.07.2013 

Der Bürgermeister 

gez. 
Heinrich Böckelühr 
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101. Bekanntmachung 

Gesamtabschluss 2011 der Stadt Schwerte 
Der vom Rat der Stadt Schwerte mit der Prüfung des Gesamtabschlusses 2011 beauftragte Rechnungsprü-
fungsausschuss hat das Ergebnis der örtlichen Rechnungsprüfung in einem eigenen Bestätigungsvermerk wie 
folgt zusammengefasst: 

Bestätigungsvermerk 
Nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung hat die Rechnungsprüfung dem als Anlage beigefügten 
Gesamtabschluss 2011 der Stadt Schwerte und dem dazu gehörigen und ebenfalls als Anlage beigefügten 
Gesamtlagebericht den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der vom Rechnungsprü-
fungsausschuss in unveränderter Form übernommen wird: 

Der Gesamtabschluss 2011 der Stadt Schwerte für das Haushaltsjahr 2011, bestehend aus der Gesamtergeb-
nisrechnung, Gesamtbilanz und Gesamtanhang nebst Gesamtkapitalflussrechnung und Gesamtverbindlich-
keitenspiegel sowie der Gesamtlagebericht 2011 der Stadt Schwerte, wurden nach § 116 Absatz 6 in Verbin-
dung mit § 101 Absatz 2 ff. Gemeindeordnung NRW geprüft. In die Prüfung wurden die haushaltsrechtli-
chen Vorschriften sowie die ergänzenden Regelungen der Gesamtabschlussrichtlinie einbezogen. Die 
Prüfung wurde so geplant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht zu vermittelnden Bildes der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt Schwerte wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden konnten. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen sind die Kenntnisse über die 
Geschäfts- und Verwaltungstätigkeit und über das wirtschaftliche Umfeld der Stadt einschließlich der 
verselbständigten Aufgabenbereiche sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt worden. Im 
Rahmen der Prüfung wurden die Nachweise für die Angaben im Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht 
überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasste die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Gesamtab-
schluss einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche, die Abgrenzung des Konsolidierungskreises, die 
angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und Konsolidierungsmethoden, die wesentli-
chen Einschätzungen des Bürgermeisters sowie eine Würdigung der Gesamtdarstellung des Gesamtabschlus-
ses und des Gesamtlageberichtes. 

Die Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen entspricht der Gesamtabschluss den gesetzlichen und 
haushaltsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. 

Der Gesamtabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage 
der Stadt Schwerte einschließlich der verselbständigten Aufgabenbereiche. 

Der Gesamtlagebericht steht im Einklang mit dem Gesamtabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes 
Bild der Lage der Stadt Schwerte und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
dar. 

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, wird auf  Folgendes hingewiesen: 

Gemäß § 75 GO NRW muss der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. 

Die Stadt Schwerte hat in der Rechnung einen Fehlbetrag von 15,7 Mio. € ausgewiesen, der nicht durch eine 
Ausgleichsrücklage gedeckt werden kann und hat damit die Regelung des § 75 GO NRW nicht eingehalten.
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Für die Folgejahre ist ein vollständiger Verzehr des Eigenkapitals zu erwarten. 

Schwerte, 17.06.2013 

gez. 
Reinhild Hoffmann 
Vorsitzende des Rechnungsprüfungsausschusses 

Der Rat der Stadt Schwerte hat gemäß § 116 Absatz 1 in Verbindung mit § 96 Absatz 1 GO NRW in seiner 
Sitzung am 10.07.2013 den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Gesamtabschluss zum 31.12.2011 
mit einer Bilanzsumme in Höhe von 423.741.861,47 EUR bestätigt und beschlossen, den Ergebnisanteil 
2011 der Stadt Schwerte von  -15.682.909,66 EUR mit der Allgemeinen Rücklage zu verrechnen. 

Darüber hinaus wurde dem Bürgermeister für das Haushaltsjahr 2011 Entlastung erteilt. 

Der Gesamtabschluss 2011 und der Bericht über die Prüfung des Gesamtabschlusses wird gemäß § 96 
Absatz 2 GO NRW im Rathaus II der Stadt Schwerte, Konrad-Zuse-Str. 10, Raum 223, bis zur Feststellung 
des Gesamtabschlusses 2012 durch den Rat der Stadt Schwerte zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 

Vorstehendes wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Schwerte, 15.07.2013 

gez. 
Der Bürgermeister 
Heinrich Böckelühr 
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102. Bekanntmachung 

Jahresabschlussbericht des Abwasserbetriebes Schwerte 
Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Bergmann, Kauffmann und Partner GmbH & Co. KG hat den 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht für das Geschäftsjahr 01.01.2012 bis 31.12.2012 geprüft und diese 
ohne Einschränkungen testiert. 
Der Verwaltungsrat des Abwasserbetriebes Schwerte, Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR), hat am 10. Juni 
2013 den Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31.12.2012 festgestellt. Von dem Jahresgewinn in Höhe von 
€ 1.526.540,68 werden € 1.250.000,00 an die Stadt Schwerte ausgezahlt und der Restbetrag wird den Ge-
winnrücklagen des Abwasserbetriebes zugeführt. 

Alle gemäß § 27 der Kommunalunternehmensverordnung des Landes NRW zur Einsichtnahme verfügbar zu 
haltende Unterlagen für das Geschäftsjahr 2012 können bis auf Widerruf ab Donnerstag, den 01. August 
2013, während der folgenden Öffnungszeiten in den Geschäftsräumen des 

Abwasserbetriebes Schwerte 

Anstalt des öffentlichen Rechts -  

Liethstraße 32 – 36, 

im Hause der Stadtwerke Schwerte GmbH,  

Abteilung Finanzen (Neubau, 1. Etage), 

Ansprechpartner: Herr Detlev Manz 

58239 Schwerte  

während der folgenden Zeiten eingesehen werden: 

Mo. – Fr.: 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 

Mo. – Do.: 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr. 

Mit Ablauf des 31. Juli 2013 endet die Frist zur Einsichtnahme in Geschäftsunterlagen des Wirtschaftsjahres 
2011 (01.01.2011 bis 31.12.2011). 

Wir bitten unter der u. g. Telefondurchwahl, Ansprechpartner Herr Manz, in dieser Angelegenheit um 
vorherige Terminabsprache. 

Mit freundlichen Grüßen 

Abwasserbetrieb Schwerte 
-Anstalt des öffentlichen Rechts- 

gez.    gez. 
Michael Grüll   Markus Borchert 
Kaufmännischer Vorstand   Techniker Vorstand 

Liethstraße 32 - 36, D – 58239 Schwerte 
Tel.: +49(0)2304 203-349 
Fax: +49(0)2304  203-149 
E-Mail: manz@seg-schwerte.de 

mailto:manz@seg-schwerte.de
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103. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 201 084, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 

104. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 400 987 863, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 

105. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 680 220, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 

106. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 759 420, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 

107. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 938 487, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, ist verloren gegangen. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, innerhalb von drei Monaten vom Datum des Aufgebo-
tes seine Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Sparkasse Schwerte geltend zu machen, da 
andernfalls das Buch für kraftlos erklärt wird. 

108. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 225 778, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, ist verloren gegangen. 

Der Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert, innerhalb von drei Monaten vom Datum des Aufgebo-
tes seine Rechte unter Vorlage des Sparkassenbuches bei der Sparkasse Schwerte geltend zu machen, da 
andernfalls das Buch für kraftlos erklärt wird. 
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109. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 300 109 824, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 

110. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 400 010 485, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 

111. Bekanntmachung 

Aufgebot eines Sparkassenbuches 
Das Sparkassenbuch Nr. 400 990 164, ausgestellt von der Sparkasse Schwerte, wird hiermit für kraftlos 
erklärt. 
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112. Bekanntmachung 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen  
für die Wahl der Vertretung der Stadt Schwerte 

für die im Jahr 2014 stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung - KWahlO - vom 31. August 1993 (GV. NRW. S. 592, ber. S. 967), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Juni 2011 (GV. NRW. S. 300, ber. S. 394) - SGV. NRW. 1112 - 
fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Stadt Schwerte  
Rathausstr. 31, 58239 Schwerte, Zimmer: 312, 

während der Dienststunden: 

Montag – Freitag:               08:00 Uhr – 12:00 Uhr, 
Montag – Mittwoch:            14:00 Uhr – 16:00 Uhr, 
Donnerstag:                       14:00 Uhr – 17:00 Uhr, kostenlos abgegeben werden.  

Darüber hinaus können die Vordrucke bei Bedarf per E-Mail zugeleitet werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 des Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Demokratie vom 9. April 2013 (GV. NRW. S. 194), und 
der §§ 25, 26 und 31 KWahlO weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten: 
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-

en), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Einzel-
bewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, eingereicht werden. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 

benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt wor-
den ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 
Bewerber/Bewerberinnen in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen lassen. 

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürger/Unions-
bürgerinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wähl-
bar.  

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen sind in 
geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber/Be-
werberinnen auf der Reserveliste und für die Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als Ersatz-
bewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist 
nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt  ist.  

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zu-
sammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahl-
berechtigt  ist. 

 
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Bewerberinnen sind frühes-
tens ab dem 42. Monat nach Beginn der laufenden Wahlperiode – also ab dem 21. März 2013 –, die 
Bewerber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Eintei-
lung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Beschluss 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen solchen Einspruch ist die 
Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig. 
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Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über die Einberu-
fung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die 
Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit Angaben über 
Ort  und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertre-
ter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag ein-
zureichen.  

Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und zwei von diesem/dieser bestimmte Teilneh-
mer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter/der Wahlleiterin an Eides statt zu versichern, dass die 
Wahl der Bewerber/Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich 
der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festle-
gung der Reihenfolge der Bewerber/Bewerberinnen und die Bestimmung der Ersatzbewer-
ber/Ersatzbewerberinnen in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvor-
schlags. 

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zuständigen Kreises, im 
Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene 
organisierte Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteienge-
setzes bis zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Be-
stätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und Wähler-
gruppen eingereicht werden können, wird das Ministerium für Inneres und Kommunales öffentlich be-
kannt machen. 

2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
2.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 

werden. Er muss enthalten:  
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ein-

reicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch ein Kennwort ge-
kennzeichnet werden;  

- Familienname, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 
1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stif-
tung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben. 

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zuständigen 

Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindes-
tens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre Unterschrift auf dem Wahlvorschlag selbst leis-
ten. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner von mindes-

tens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/ 
Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeich-
nung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung des Unterzeichners/der Unterzeichnerin bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, 
es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsberechtigte 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.   
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2.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14a zur KWahlO 
zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 

 

 - Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin kostenfrei geliefert. Bei 
der Anforderung sind der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den 
Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Fami-
lienname, Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der 
Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 

 - Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben; die Angaben zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und 
zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeich-
nung sind vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin persönlich und handschriftlich auszufüllen. 

 

 - Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheini-
gung seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizufügen, dass 
er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 

 - Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand 
mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahlvorschlägen un-
gültig. 

 
 Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
 

2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a zur 

KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur 
KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.  

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 zur KWahlO; die Bescheinigung 
kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a  zur KWahlO erteilt werden.  

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über die 
Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen mit den 
nach  
§ 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es 
nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an Eides statt einem ande-
ren Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe auch Nr. 1.2 Abs. 9 und 10 dieser Bekanntma-
chung).  

- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Be-
scheinigung über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahlleiter/die Wahlleiterin dies 
zur Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

 
3.  Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine Partei oder 
       Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unter 
       zeichnet sein. 
 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss  
       enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste  
   einreicht;   
-  Familienname, Vorname, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsangehörigkeit   

 der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 
 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesell- 
 schaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.  

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. 
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Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der 
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im Wahlbezirk oder für ei-
nen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten/aufgestellte Bewerber/Bewerberin sein soll. 
 

3.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Einzelbewerberin für einen im 
Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber/aufgestellte andere 
Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten:  
-  den Familien- und Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin;  
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu erset-

zende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist. 
 
3.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem von  
 

mindestens 39 Wahlberechtigten 1) persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. 
Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der  Anlage 14b zur KWahlO zu 
erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist der Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gelten Nr. 2.3 und Nr. 2.4 entsprechend. 

 
3.5 Nr. 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerbe-

rinnen auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster der Anlage 
12b zur KWahlO abzugeben ist. Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewer-
ber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahl-
bezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl der Vertretung der Stadt Schwerte 
 

sind spätestens bis zum 

2) 
 

48. Tag vor der Wahl , 18.00 Uhr (Ausschlussfrist),  
beim Wahlleiter der Stadt Schwerte,  

Rathausstr. 31, 58239 Schwerte, einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden können. 
 

Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke vom 18.07.2013 wird  
hingewiesen (siehe Amtsblatt der Stadt Schwerte Nr. 08/13 vom 19.07.2013). 

 
 

Ort, Datum 
 Der Erste Beigeordnete 

als Wahlleiter 

 
Schwerte, 22.07.2013 

 

gez. 
Hans-Georg Winkler 

 
 
 
 
 
 
1) 1 vom Tausend der Wahlberechtigten des Wahlgebiets, mindestens 5, höchstens 100, vgl. § 16 Abs. 1 Satz 3 KWahlG 
 
2) Vorgesehener Termin für die Kommunalwahlen 2014 ist der 25. Mai 2014. Somit wäre der 7. April 2014 der Tag für die 
    Ausschlussfrist. Die formelle Bestimmung des Wahltages für die Kommunalwahlen 2014 durch das Ministerium für Inneres 
    und Kommunales NRW erfolgt erst nach der formellen Bestimmung des Wahltages für die Europawahl 2014 durch die 
    Bundesregierung. 
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113. Bekanntmachung 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Fröndenberg/Ruhr  
und der Stadt Schwerte über die Durchführung von Brandschauen 

 
Hinweis gemäß § 24 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes über die kommunale  

Gemeinschaftsarbeit – GkG NRW – 
Gemäß § 24 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit – GkG NRW – wird 
darauf hingewiesen, dass der Landrat des Kreises Unna als untere staatliche Aufsichtsbehörde den Abschluss 
einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt Fröndenberg/Ruhr und der Stadt Schwerte über 
die Durchführung von Brandschauen genehmigt hat. Die entsprechende Bekanntmachung ist im Amtsblatt 
des Kreises Unna vom 12.07.2013 veröffentlicht worden. 

Aktenzeichen: 10-41-05 

Schwerte, 19.07.2013 

Stadt Schwerte 
Der Bürgermeister 

gez. 
Heinrich Böckelühr 
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